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Gesetz zur Ausführung des Gerichtsverfassungsgesetzes und von Verfahrensgesetzen der 
ordentlichen Gerichtsbarkeit (AGGVG) vom 16. Dezember 1975 (GBL. S. 868, geändert durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 3. Juli 1995 (GBL. S. 510), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 20.10.1997 (GBL. S. 433/434) 

(Auszug) 

Dolmetscher und Übersetzer 

§ 14 Verhandlungsdolmetscher 

(1) Dolmetscher im Sinne der §§ 185 und 186 GVG (Verhandlungsdolmetscher) werden auf 
Antrag von dem Präsidenten des Landgerichts allgemein beeidigt. Zuständig ist der Präsident 
des Landgerichts, in dessen Bezirk der Antragsteller seinen Wohnsitz oder seine berufliche 
Niederlassung hat, anderenfalls der Präsident des Landgerichts Stuttgart. 

(2) Der Antrag auf allgemeine Beeidigung ist abzulehnen, 

1. wenn der Antragsteller entmündigt ist, unter Pflegschaft oder vorläufiger Vormundschaft 
steht oder sonst auf Grund gerichtlicher Anordnung in der Verfügung über sein 
Vermögen beschränkt ist;  

2. wenn gegen den Antragsteller eine Strafe oder eine Maßregel der Besserung und 
Sicherung verhängt worden ist, aus der sich seine Ungeeignetheit als 
Verhandlungsdolmetscher ergibt.  

(3) Der Antrag auf allgemeine Beeidigung soll abgelehnt werden, wenn der Antragsteller nicht 

• Staatsangehöriger eines Mitgliedstaates der Europäischen Union oder eines anderen 
Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum ist,  

• volljährig ist,  

• die erforderliche persönliche Zuverlässigkeit besitzt oder  

• seine Eignung als Verhandlungsdolmetscher durch eine staatliche Prüfung oder durch 
eine dieser gleichwertigen Prüfung nachgewiesen hat.  

Von der Voraussetzung nach Satz 1 Nr. 1 kann abgesehen werden, wenn hierfür ein Bedürfnis 
besteht, von der Voraussetzung nach Satz 1 Nr. 4, wenn die Eignung auf andere Weise 
ausreichend nachgewiesen wird. 

(4) Die allgemeine Beeidigung erfolgt durch den Präsidenten oder durch einen von ihm 
beauftragten oder ersuchten Richter. Der Dolmetscher hat einen Eid dahin zu leisten, dass er 
die Verhandlungen aus der ... Sprache oder in diese Sprache treu und gewissenhaft übertragen 
werde, wenn er von einem Gericht als Dolmetscher zugezogen wird; für die Beeidigung zur 
Verhandlung mit tauben oder stummen Personen ist die Eidesnorm entsprechend zu ändern. 
Über die Beeidigung ist ein Protokoll aufzunehmen. Im übrigen sind die Vorschriften der 
Zivilprozeßordnung über die Abnahme von Eiden und Bekräftigungen entsprechend 
anzuwenden. 

(5) Die allgemeine Beeidigung gilt für alle Gerichte des Landes. Sie berechtigt zur Führung der 
Bezeichnung "Allgemein beeidigter Verhandlungsdolmetscher der ... Sprache für die Gerichte 
des Landes Baden-Württemberg". 

(6) Bei jedem Landgericht ist ein Verzeichnis der allgemein beeidigten 
Verhandlungsdolmetscher zu führen. Die Einsicht des Verzeichnisses ist jedermann gestattet. 



(7) Die Eintragung in dem Verzeichnis ist zu löschen, wenn bekannt wird, dass eine der 
Voraussetzungen nach Absatz 2 nicht vorgelegen hatte oder später entfallen ist. Die Eintragung 
soll gelöscht werden, wenn sich die persönliche Unzuverlässigkeit oder die Ungeeignetheit als 
Verhandlungsdolmetscher herausstellt. Die Eintragung kann gelöscht werden, wenn der 
Dolmetscher seiner Zuziehung als Verhandlungsdolmetscher ohne genügende Entschuldigung 
wiederholt keine Folge leistet. Mit der Löschung enden die Befugnis nach § 189 Abs. 2 GVG 
und die Berechtigung nach Absatz 5 Satz 2. 

§ 14 a 

Regelungen für Inhaber von in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder 
in einem Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 

erworbenen Befähigungsnachweisen 

(1) Der Nachweis im Sinne von § 14 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 kann auch 

1. durch ein in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem 
anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum ( 
Anmerkung 1 ) ausgestelltes Diplom im Sinne von Artikel 1 Buchst. a der Richtlinie 
89/48 EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 über eine allgemeine Regelung zur 
Anerkennung der Hochschuldiplome, die eine mindestens dreijährige Berufsausbildung 
abschließen (ABI. EG Nr. L 19 S. 16),   

2. durch ein Diplom im Sinne von Artikel 1 Buchst. a der Richtlinie 92/51 /EWG des Rates 
vom 18. Juni 1992 über eine zweite allgemeine Regelung zur Anerkennung beruflicher 
Befähigungsnachweise in Ergänzung zur Richtlinie 89/48/EWG (ABI. EG Nr. L 209 S. 
25),  

3. durch ein Prüfungszeugnis im Sinne von Artikel 1 Buchst. b der Richtlinie 92/51/EWG 
oder  

4. durch einen gleichwertigen Befähigungsnachweis im Sinne von Art. 1 Buchst. c der 
Richtlinie 92/51/EWG  

erbracht werden. Ist der vom Antragsteller vorgelegte Befähigungsnachweis nur zum Teil der 
staatlichen Prüfung im Sinne von § 14 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 gleichwertig, reicht zum Nachweis 
der Qualifikation im übrigen eine auf einen Teilbereich beschränkte staatliche Prüfung oder eine 
dieser gleichwertige Prüfung aus. 

Anmerkung 1 (der Prüfungsstelle): Dies sind zur Zeit Island, Liechtenstein und Norwegen 

(2) Ein Antragsteller nach Absatz 1 kann zum Nachweis der Voraussetzungen des § 14 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 3 eine von der zuständigen Behörde des Heimat- oder Herkunftsmitgliedstaates 
ausgestellte Bescheinigung vorlegen. Werden von den zuständigen Behörden des Heimat- oder 
Herkunftsmitgliedstaates die in Satz 1 genannten Bescheinigungen nicht ausgestellt, so können 
diese durch eine eidesstattliche Erklärung oder in den Staaten, in denen es keine 
eidesstattliche Erklärung gibt, durch eine feierliche Erklärung ersetzt werden, die der 
Betreffende vor einer zuständigen Justiz- oder Verwaltungsbehörde oder vor einem Notar oder 
einer entsprechend bevollmächtigten Berufsorganisation des Heimat - oder 
Herkunftsmitgliedstaates abgegeben hat, die eine diese eidesstattliche oder feierliche Erklärung 
bestätigende Bescheinigung ausstellen. Die in Satz 1 und 2 genannten Bescheinigungen und 
Mitteilungen sind vertraulich zu behandeln. Bescheinigungen und Erklärungen dürfen der 
Entscheidung über den Antrag nur zugrunde gelegt werden, wenn bei ihrer Vorlage die 
Ausstellung nicht mehr als drei Monate zurückliegt. 

(3) Über einen Antrag nach Absatz 1 ist kurzfristig, spätestens vier Monate nach Vorlage der 
Nachweise über das Vorliegen der Voraussetzungen dieses Gesetzes durch einen mit Gründen 
versehenen Bescheid zu entscheiden. 

(4) Wird ein Bewerber, der den Nachweis der Voraussetzungen nach diesem Gesetz durch 
Urkunden nach Absatz 1 und 2 erbracht hat, allgemein beeidigt, so ist dieser berechtigt, seine 
im Heimat- oder Herkunftsmitgliedstaat bestehende rechtmäßige Ausbildungsbezeichnung und, 



soweit dies nach dem Recht des Heimat- oder Herkunftsmitgliedstaates zulässig ist, die 
Abkürzung in der Sprache dieses Staates zu führen. Daneben sind Namen und Ort der Stelle, 
die die Ausbildungsbezeichnung verliehen hat, anzuführen. 

§ 15 Urkundenübersetzer 

(1) Für die Übersetzung von Urkunden zu gerichtlichen oder behördlichen Zwecken aus einer 
fremden Sprache und in eine solche sowie für die Beglaubigung vorliegender Übersetzungen 
werden auf Antrag von dem Präsidenten des Landgerichts Urkundenübersetzer bestellt und 
beeidigt. Zuständig ist der Präsident des Landgerichts, in dessen Bezirk der Antragsteller 
seinen Wohnsitz oder seine berufliche Niederlassung hat, anderenfalls der Präsident des 
Landgerichts Stuttgart. 

(2) Für die Entscheidung über den Antrag auf Bestellung und Beeidigung als 
Urkundenübersetzer gilt § 14 Abs. 2 und 3 und § 14 a entsprechend. 

(3) Der Übersetzer hat einen Eid dahin zu leisten, dass er die ihm als Urkundenübersetzer für 
die ... Sprache obliegenden Übersetzungen und Beglaubigungen treu und gewissenhaft 
besorgen werde. Im übrigen gilt für die Beeidigung § 14 Abs. 4 entsprechend. 

(4) Die Bestellung als Urkundenübersetzer gilt für alle Gerichte und Behörden des Landes. Sie 
berechtigt zur Führung der Bezeichnung "Öffentlich bestellter und beeidigter 
Urkundenübersetzer der ... Sprache für Baden-Württemberg". Der Urkundenübersetzer wird für 
eine Tätigkeit nach Absatz 1 Satz 1 nach dem Gesetz über die Entschädigung von Zeugen und 
Sachverständigen entschädigt. 

(5) Bei jedem Landgericht ist ein Verzeichnis der Urkundenübersetzer zu führen. § 14 Abs. 6 
Satz 2 und Abs. 7 Sätze 1 bis 3 gelten entsprechend. Mit der Löschung der Eintragung in dem 
Verzeichnis endet die Berechtigung nach Absatz 4 Satz 2. 

AGGVG-Fassung vom 260499.doc, Prüfungsstelle für Übersetzer und Dolmetscher, 
Oberschulamt Karlsruhe, SM 
 


